
Anhang zur Verschwiegenheitsverpflichtungserklärung 

 

Vorschriften zur ärztlichen Schweigepflicht 

Stand: 09.05.2018 
 

Berufsordnung der Landesärztekammer Thüringen (BO)   

 
§ 9 

Schweigepflicht 
  
(1) Der Arzt/Die Ärztin hat über das, was ihm/ihr in seiner/ihrer Eigenschaft als 

Arzt/Ärztin anvertraut oder bekannt geworden ist – auch über den Tod des 
Patienten hinaus – zu schweigen. Dazu gehören auch schriftliche Mitteilungen 
des Patienten, Aufzeichnungen über Patienten, Röntgenaufnahmen und sonstige 
Untersuchungsbefunde.  
 

(2) Der Arzt/Die Ärztin ist zur Offenbarung befugt, soweit er/sie von der 
Schweigepflicht entbunden worden ist oder soweit die Offenbarung zum Schutze 
eines höherwertigen Rechtsgutes erforderlich ist. Gesetzliche Aussage- und 
Anzeigepflichten bleiben unberührt. Soweit gesetzliche Vorschriften die 
Schweigepflicht des Arztes/der Ärztin einschränken, soll der Arzt/die Ärztin den 
Patienten darüber unterrichten.  

 
(3) Der Arzt/Die Ärztin hat seine/ihre Mitarbeiter und die Personen, die zur 

Vorbereitung auf den Beruf an der ärztlichen Tätigkeit teilnehmen, über die 
gesetzliche Pflicht zur Verschwiegenheit zu belehren und dies schriftlich 
festzuhalten. 

 
(4) Wenn mehrere Ärzte/Ärztinnen gleichzeitig oder nacheinander denselben 

Patienten untersuchen oder behandeln, so sind sie untereinander von der 
Schweigepflicht insoweit befreit, als das Einverständnis des Patienten vorliegt 
oder anzunehmen ist. 

 
 

Strafgesetzbuch (StGB) 

 
§ 203 

Verletzung von Privatgeheimnissen 
 

(1) Wer unbefugt ein fremdes Geheimnis, namentlich ein zum persönlichen 
Lebensbereich gehörendes Geheimnis oder ein Betriebs- oder 
Geschäftsgeheimnis, offenbart, das ihm als  

 
1. Arzt, Zahnarzt, Tierarzt, Apotheker oder Angehörigen eines anderen 

Heilberufs, der für die Berufsausübung oder die Führung der 
Berufsbezeichnung eine staatlich geregelte Ausbildung erfordert, 



2. Berufspsychologen mit staatlich anerkannter wissenschaftlicher 
Abschlußprüfung, 

3. Rechtsanwalt, Kammerrechtsbeistand, Patentanwalt, Notar, Verteidiger in 
einem gesetzlich geordneten Verfahren, Wirtschaftsprüfer, vereidigtem 
Buchprüfer, Steuerberater, Steuerbevollmächtigten oder Organ oder 
Mitglied eines Organs einer Rechtsanwalts-, Patentanwalts-, 
Wirtschaftsprüfungs-, Buchprüfungs- oder Steuerberatungsgesellschaft, 

4. Ehe-, Familien-, Erziehungs- oder Jugendberater sowie Berater für 
Suchtfragen in einer Beratungsstelle, die von einer Behörde oder 
Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öffentlichen Rechts anerkannt ist, 

5. Mitglied oder Beauftragten einer anerkannten Beratungsstelle nach den §§ 
3 und 8 des Schwangerschaftskonfliktgesetzes, 

6. staatlich anerkanntem Sozialarbeiter oder staatlich anerkanntem 
Sozialpädagogen oder 

7. Angehörigen eines Unternehmens der privaten Kranken-, Unfall- oder 
Lebensversicherung oder einer privatärztlichen, steuerberaterlichen oder 
anwaltlichen Verrechnungsstelle 

 
anvertraut worden oder sonst bekanntgeworden ist, wird mit Freiheitsstrafe bis zu 
einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft. 

 
(2) Ebenso wird bestraft, wer unbefugt ein fremdes Geheimnis, namentlich ein zum 

persönlichen Lebensbereich gehörendes Geheimnis oder ein Betriebs- oder 
Geschäftsgeheimnis, offenbart, das ihm als  
 
1. Amtsträger, 
2. für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteten, 
3. Person, die Aufgaben oder Befugnisse nach dem Personalvertretungsrecht 

wahrnimmt, 
4. Mitglied eines für ein Gesetzgebungsorgan des Bundes oder eines Landes 

tätigen Untersuchungsausschusses, sonstigen Ausschusses oder Rates, das 
nicht selbst Mitglied des Gesetzgebungsorgans ist, oder als Hilfskraft eines 
solchen Ausschusses oder Rates, 

5. öffentlich bestelltem Sachverständigen, der auf die gewissenhafte Erfüllung 
seiner Obliegenheiten auf Grund eines Gesetzes förmlich verpflichtet worden 
ist, oder 

6. Person, die auf die gewissenhafte Erfüllung ihrer Geheimhaltungspflicht bei 
der Durchführung wissenschaftlicher Forschungsvorhaben auf Grund eines 
Gesetzes förmlich verpflichtet worden ist, 

 
anvertraut worden oder sonst bekanntgeworden ist. Einem Geheimnis im Sinne 
des Satzes 1 stehen Einzelangaben über persönliche oder sachliche Verhältnisse 
eines anderen gleich, die für Aufgaben der öffentlichen Verwaltung erfaßt worden 
sind; Satz 1 ist jedoch nicht anzuwenden, soweit solche Einzelangaben anderen 
Behörden oder sonstigen Stellen für Aufgaben der öffentlichen Verwaltung 
bekanntgegeben werden und das Gesetz dies nicht untersagt. 

 
(2a) (weggefallen) 
 
(3) Kein Offenbaren im Sinne dieser Vorschrift liegt vor, wenn die in den Absätzen 1 

und 2 genannten Personen Geheimnisse den bei ihnen berufsmäßig tätigen 
Gehilfen oder den bei ihnen zur Vorbereitung auf den Beruf tätigen Personen 



zugänglich machen. Die in den Absätzen 1 und 2 Genannten dürfen fremde 
Geheimnisse gegenüber sonstigen Personen offenbaren, die an ihrer beruflichen 
oder dienstlichen Tätigkeit mitwirken, soweit dies für die Inanspruchnahme der 
Tätigkeit der sonstigen mitwirkenden Personen erforderlich ist; das Gleiche gilt für 
sonstige mitwirkende Personen, wenn diese sich weiterer Personen bedienen, die 
an der beruflichen oder dienstlichen Tätigkeit der in den Absätzen 1 und 2 
Genannten mitwirken. 
 

(4) Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer 
unbefugt ein fremdes Geheimnis offenbart, das ihm bei der Ausübung oder bei 
Gelegenheit seiner Tätigkeit als mitwirkende Person oder als bei den in den 
Absätzen 1 und 2 genannten Personen tätiger Beauftragter für den Datenschutz 
bekannt geworden ist. Ebenso wird bestraft, wer  

 
1. als in den Absätzen 1 und 2 genannte Person nicht dafür Sorge getragen hat, 

dass eine sonstige mitwirkende Person, die unbefugt ein fremdes, ihr bei der 
Ausübung oder bei Gelegenheit ihrer Tätigkeit bekannt gewordenes 
Geheimnis offenbart, zur Geheimhaltung verpflichtet wurde; dies gilt nicht für 
sonstige mitwirkende Personen, die selbst eine in den Absätzen 1 oder 2 
genannte Person sind, 

2. als im Absatz 3 genannte mitwirkende Person sich einer weiteren 
mitwirkenden Person, die unbefugt ein fremdes, ihr bei der Ausübung oder bei 
Gelegenheit ihrer Tätigkeit bekannt gewordenes Geheimnis offenbart, bedient 
und nicht dafür Sorge getragen hat, dass diese zur Geheimhaltung verpflichtet 
wurde; dies gilt nicht für sonstige mitwirkende Personen, die selbst eine in den 
Absätzen 1 oder 2 genannte Person sind, oder 

3. nach dem Tod der nach Satz 1 oder nach den Absätzen 1 oder 2 
verpflichteten Person ein fremdes Geheimnis unbefugt offenbart, das er von 
dem Verstorbenen erfahren oder aus dessen Nachlass erlangt hat. 
 

(5) Die Absätze 1 bis 4 sind auch anzuwenden, wenn der Täter das fremde 
Geheimnis nach dem Tod des Betroffenen unbefugt offenbart. 
 

(6) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der Absicht, sich oder einen anderen zu 
bereichern oder einen anderen zu schädigen, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis 
zu zwei Jahren oder Geldstrafe. 

 
 

Strafprozessordnung (StPO) 

 
§ 53 

Zeugnisverweigerungsrecht der Berufsgeheimnisträger 
 

(1) Zur Verweigerung des Zeugnisses sind ferner berechtigt 
  

1. Geistliche über das, was ihnen in ihrer Eigenschaft als Seelsorger anvertraut 
worden oder bekanntgeworden ist; 

2. Verteidiger des Beschuldigten über das, was ihnen in dieser Eigenschaft 
anvertraut worden oder bekanntgeworden ist; 

3. Rechtsanwälte und Kammerrechtsbeistände, Patentanwälte, Notare, 
Wirtschaftsprüfer, vereidigte Buchprüfer, Steuerberater und 



Steuerbevollmächtigte, Ärzte, Zahnärzte, Psychologische Psychotherapeuten, 
Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten, Apotheker und Hebammen über 
das, was ihnen in dieser Eigenschaft anvertraut worden oder 
bekanntgeworden ist; für Syndikusrechtsanwälte (§ 46 Absatz 2 der 
Bundesrechtsanwaltsordnung) und Syndikuspatentanwälte (§ 41a Absatz 2 
der Patentanwaltsordnung) gilt dies vorbehaltlich des § 53a nicht hinsichtlich 
dessen, was ihnen in dieser Eigenschaft anvertraut worden oder 
bekanntgeworden ist; 

3a. Mitglieder oder Beauftragte einer anerkannten Beratungsstelle nach den §§ 3 
und 8 des Schwangerschaftskonfliktgesetzes über das, was ihnen in dieser 
Eigenschaft anvertraut worden oder bekanntgeworden ist; 

3b. Berater für Fragen der Betäubungsmittelabhängigkeit in einer Beratungsstelle, 
die eine Behörde oder eine Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öffentlichen 
Rechts anerkannt oder bei sich eingerichtet hat, über das, was ihnen in dieser 
Eigenschaft anvertraut worden oder bekanntgeworden ist; 

4. Mitglieder des Deutschen Bundestages, der Bundesversammlung, des 
Europäischen Parlaments aus der Bundesrepublik Deutschland oder eines 
Landtages über Personen, die ihnen in ihrer Eigenschaft als Mitglieder dieser 
Organe oder denen sie in dieser Eigenschaft Tatsachen anvertraut haben, 
sowie über diese Tatsachen selbst; 

5. Personen, die bei der Vorbereitung, Herstellung oder Verbreitung von 
Druckwerken, Rundfunksendungen, Filmberichten oder der Unterrichtung oder 
Meinungsbildung dienenden Informations- und Kommunikationsdiensten 
berufsmäßig mitwirken oder mitgewirkt haben. 

 
Die in Satz 1 Nr. 5 genannten Personen dürfen das Zeugnis verweigern über die 
Person des Verfassers oder Einsenders von Beiträgen und Unterlagen oder des 
sonstigen Informanten sowie über die ihnen im Hinblick auf ihre Tätigkeit 
gemachten Mitteilungen, über deren Inhalt sowie über den Inhalt selbst 
erarbeiteter Materialien und den Gegenstand berufsbezogener Wahrnehmungen. 
Dies gilt nur, soweit es sich um Beiträge, Unterlagen, Mitteilungen und Materialien 
für den redaktionellen Teil oder redaktionell aufbereitete Informations- und 
Kommunikationsdienste handelt. 

 
(2) Die in Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 bis 3b Genannten dürfen das Zeugnis nicht 

verweigern, wenn sie von der Verpflichtung zur Verschwiegenheit entbunden 
sind. Die Berechtigung zur Zeugnisverweigerung der in Absatz 1 Satz 1 Nr. 5 
Genannten über den Inhalt selbst erarbeiteter Materialien und den Gegenstand 
entsprechender Wahrnehmungen entfällt, wenn die Aussage zur Aufklärung eines 
Verbrechens beitragen soll oder wenn Gegenstand der Untersuchung  

 
1. eine Straftat des Friedensverrats und der Gefährdung des demokratischen 

Rechtsstaats oder des Landesverrats und der Gefährdung der äußeren 
Sicherheit (§§ 80a, 85, 87, 88, 95, auch in Verbindung mit § 97b, §§ 97a, 98 
bis 100a des Strafgesetzbuches), 

2. eine Straftat gegen die sexuelle Selbstbestimmung nach den §§ 174 bis 176, 
177 Absatz 2 Nummer 1 des Strafgesetzbuches oder 

3. eine Geldwäsche, eine Verschleierung unrechtmäßig erlangter 
Vermögenswerte nach § 261 Abs. 1 bis 4 des Strafgesetzbuches 

 
ist und die Erforschung des Sachverhalts oder die Ermittlung des Aufenthaltsortes 
des Beschuldigten auf andere Weise aussichtslos oder wesentlich erschwert 



wäre. Der Zeuge kann jedoch auch in diesen Fällen die Aussage verweigern, 
soweit sie zur Offenbarung der Person des Verfassers oder Einsenders von 
Beiträgen und Unterlagen oder des sonstigen Informanten oder der ihm im 
Hinblick auf seine Tätigkeit nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 5 gemachten Mitteilungen 
oder deren Inhalts führen würde. 
 

 
§ 53a 

Zeugnisverweigerungsrecht der mitwirkenden Personen 
 
(1) Den Berufsgeheimnisträgern nach § 53 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 4 stehen 

die Personen gleich, die im Rahmen 
  
1. eines Vertragsverhältnisses, 
2. einer berufsvorbereitenden Tätigkeit oder 
3. einer sonstigen Hilfstätigkeit 

 
an deren beruflicher Tätigkeit mitwirken. Über die Ausübung des Rechts dieser 
Personen, das Zeugnis zu verweigern, entscheiden die Berufsgeheimnisträger, es 
sei denn, dass diese Entscheidung in absehbarer Zeit nicht herbeigeführt werden 
kann. 

 
(2) Die Entbindung von der Verpflichtung zur Verschwiegenheit (§ 53 Absatz 2 Satz 

1) gilt auch für die nach Absatz 1 mitwirkenden Personen. 
 
 

Zivilprozessordnung (ZPO) 

 
§ 383 

Zeugnisverweigerung aus persönlichen Gründen 
 
(1) Zur Verweigerung des Zeugnisses sind berechtigt:  
 

1. der Verlobte einer Partei oder derjenige, mit dem die Partei ein Versprechen 
eingegangen ist, eine Lebenspartnerschaft zu begründen; 

2. der Ehegatte einer Partei, auch wenn die Ehe nicht mehr besteht; 
2a. der Lebenspartner einer Partei, auch wenn die Lebenspartnerschaft nicht 
mehr besteht; 
3. diejenigen, die mit einer Partei in gerader Linie verwandt oder verschwägert, in 

der Seitenlinie bis zum dritten Grad verwandt oder bis zum zweiten Grad 
verschwägert sind oder waren; 

4. Geistliche in Ansehung desjenigen, was ihnen bei der Ausübung der 
Seelsorge anvertraut ist; 

5. Personen, die bei der Vorbereitung, Herstellung oder Verbreitung von 
periodischen Druckwerken oder Rundfunksendungen berufsmäßig mitwirken 
oder mitgewirkt haben, über die Person des Verfassers, Einsenders oder 
Gewährsmanns von Beiträgen und Unterlagen sowie über die ihnen im 
Hinblick auf ihre Tätigkeit gemachten Mitteilungen, soweit es sich um Beiträge, 
Unterlagen und Mitteilungen für den redaktionellen Teil handelt; 

6. Personen, denen kraft ihres Amtes, Standes oder Gewerbes Tatsachen 
anvertraut sind, deren Geheimhaltung durch ihre Natur oder durch gesetzliche 



Vorschrift geboten ist, in Betreff der Tatsachen, auf welche die Verpflichtung 
zur Verschwiegenheit sich bezieht. 

 
(2) Die unter Nummern 1 bis 3 bezeichneten Personen sind vor der Vernehmung 

über ihr Recht zur Verweigerung des Zeugnisses zu belehren. 
 

(3) Die Vernehmung der unter Nummern 4 bis 6 bezeichneten Personen ist, auch 
wenn das Zeugnis nicht verweigert wird, auf Tatsachen nicht zu richten, in 
Ansehung welcher erhellt, dass ohne Verletzung der Verpflichtung zur 
Verschwiegenheit ein Zeugnis nicht abgelegt werden kann. 

 
 

§ 385 
Ausnahmen vom Zeugnisverweigerungsrecht 

 
(1) In den Fällen des § 383 Nr. 1 bis 3 und des § 384 Nr. 1 darf der Zeuge das 

Zeugnis nicht verweigern:  
 

1. über die Errichtung und den Inhalt eines Rechtsgeschäfts, bei dessen 
Errichtung er als Zeuge zugezogen war; 

2. über Geburten, Verheiratungen oder Sterbefälle von Familienmitgliedern; 
3. über Tatsachen, welche die durch das Familienverhältnis bedingten 

Vermögensangelegenheiten betreffen; 
4. über die auf das streitige Rechtsverhältnis sich beziehenden Handlungen, die 

von ihm selbst als Rechtsvorgänger oder Vertreter einer Partei vorgenommen 
sein sollen. 
 

(2) Die im § 383 Nr. 4, 6 bezeichneten Personen dürfen das Zeugnis nicht 
verweigern, wenn sie von der Verpflichtung zur Verschwiegenheit entbunden 
sind. 

 


